
Eine besonders wichtige Grundlage für die Verfas­
sungsjudikatur des Supreme Court findet sich in 
einer Bestimmung des 14. Verfassungszusatzes von 
1868, wonach kein Staat Gesetze erlassen oder 
durchführen darf, die die Vorrechte oder Freiheiten 
von Bürgern der USA verkürzen und kein Staat 
jemanden ohne gehöriges Verfahren des Lehens, der 

, Freiheit oder des Eigentums berauben darf. Hier­
auf fußt die gegen jeden Zentralismus und auf den 
unbedingten Schutz des Privateigentums gerichtete 
Rechtsprechung des Gerichts. Für die Abstimmun­
gen gilt das Mehrheitsprinzip mit der Maßgabe, daß 
die überstimmten Richter ihre „dissenting opinion“ 
öffentlich verkünden können und dies auch zu tun 
pflegen.

Bundesgerichtliche Unterinstanzen sind die 10 
bzw. 11 Circuit Courts of Appeal und die District 
Courts, von denen in jedem Staat mindestens einer 
besteht. Die Zuständigkeit dieser Bundesgerichts­
behörden ist in Section 2 des Art. II der Verfas­
sung festgelegt: sie ist sachlich begrenzt auf Strei­
tigkeiten aus Bundesgesetzen und -vertragen und 
persönlich auf alle Prozesse, in denen Angehörige 
des diplomatischen und konsularischen Dienstes oder 
die Vereinigten Staaten als solche beteiligt sind — 
hier entscheidet der Supreme Court ausnahmsweise 
als erste und letzte Instanz —, ferner auf Pro­
zesse zwischen mehreren Staaten oder Bürgern meh­
rerer Staaten und einige andere ausdrücklich be- 
zeichnete Fälle. Nach dem 11. Verfassungszusatz 
von 1798 ist jedoch die Einmischung der Bundes­
gerichte in Streitigkeiten verboten, die gegen einen 
der Staaten von Bürgern eines anderen Unions- oder 
eines fremden Staates geführt werden.

Die Zuständigkeit der Bundesgerichte außerhalb 
der Verfassungsjustiz des Supreme Court ist also 
recht begrenzt. Hier kommt den ebenfalls überall in 
drei Instanzen aufgebauten Gerichten der Einzel­
staaten erhebliche Bedeutung zu. Ihre Mitglieder 
werden im Gegensatz zu den auf Lebenszeit vom 
Präsidenten mit Zustimmung des Senats ernannten 
Bundesrichtern wie Abgeordnete periodisch gewählt, 
was sich — bemerkenswert genug — mit den ortho­
dox-rechtsstaatlichen Vorstellungen Amerikas durch­
aus verträgt, doch müssen auch sie Volljuristen sein 
und wie in England ihren Weg über die vorherige 
Ausübung der Anwaltspraxis nehmen. Auch, darin 
besteht zwischen den angelsächsischen Justizsyste­
men Übereinstimmung, daß den Friedensrichtern ein 
großer Teil der Elementargerichtsbarkeit zugewie­
sen ist und daß diese Friedensrichter in der Regel 
Laien sind.

Beiden Justizverfassungen gemeinsam ist weiter 
der rechtsstaatliche Grundrechtskodex, der sich auf 
den Schutz der bürgerlichen Freiheit vor willkür­
licher Verhaftung, Durchsuchung, Beschlagnahme, 
den Anspruch auf den gesetzlichen Richter, das 
Recht auf Verteidigung und richterliche Verneh­
mung bezieht. Während hier die englische Verfas­
sungsentwicklung (für einen bestimmten Kreis von 
Berechtigten freilich nur, nämlich die mittelalter­
lichen Barone) bis zur Magna Charta vom 15. 6. 
1215 zurückgeht und in der Habeas Corpus-Akte von 
1679 ihre eigentliche Fundierung erhielt, legen be­
reits die ersten Verfassungsproklamationen amerika­
nischer Einzelstaaten die entsprechenden Rechte des 
Bürgers gegenüber der Justiz fest: so die Virginia 
Bill of Rights vom 12. 6.1776, die Verfassung von 
Pennsylvania vom 28. 9.1776, die von Massachusetts 
vom 2.3.1780. Der Verfassungskonvent erzwang 
dann die Aufnahme dieser Grundrechte in die Ver­
fassung der Vereinigten Staaten vom 17. 9. 1787 
(z. B. die des Verbots rückwirkender Gesetze in 
Art. I Sect. 9 Abs. HI) bzw. in die Amendments 4

bis 6 -von 1791. Allerdings enthält Art. I Sect. 9 
Abs. n den politisch wichtigen Vorbehalt, daß im 
Falle innerer Unruhen oder einer Invasion im Inter­
esse der öffentlichen Sicherheit „der Schutz der 
Habeas Corpus-Akte“ aufgehoben werden kann. >

Im Gesamtüberblick zeigt sich, daß die extreme 
Gewaltentrennung in Amerika zur Kontrolle und 
heimlichen Weiterentwicklung der Verfassung durch 
die Spitze der amerikanischen Justiz geführt hat, 
bei deren Bestellung zwar der Präsident und der 
Senat Zusammenwirken, die demokratische Volks­
vertretung aber ausgeschlossen ist. Demgemäß 
weist die Rechtsprechung des Verfassungsgerichts 
sachlich eher rückschrittliche als progressive Ten­
denzen auf und fördert institutionell das Über­
gewicht der autokratischen Exekutive des Präsiden­
ten gegenüber dem demokratischen Organ, dem 
Kongreß. Andererseits zeigt die Bestellung der 
Mitglieder der einzelstaatlichen Gerichte im Wege 
der Volkswahl unmittelbar demokratische Züge. 
Auch in den USA spiegelt die Justiz Verfassung Art, 
Maß und Grenze der Volksmacht.
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Ein weit anderes Bild bietet die Verfassung der 

Vierten F r a n z ö s i s c h e n  Republik, die am 28. 
11. 1946 in Kraft trat. Hier steht im Mittelpunkt 
der neuen Justizorganisation die bisher unbekannte 
Einrichtung eines Oberen Gerichtsrates. Dieser 
Conseil Superieur de la Magistrature besteht aus 
14 Mitgliedern, nämlich dem Präsidenten der Re­
publik als Vorsitzenden, dem Justizminister als Vize­
präsidenten, 6 von der Volksvertretung (der 
„Nationalversammlung“) mit Zweidrittelmehrheit 
gewählten Nichtparlamentariern sowie 6 weiteren 
Persönlichkeiten. Hiervon werden 4 aus der gesam­
ten Richterschaft „nach Maßgabe gesetzlicher Be­
stimmungen“ gewählt, während die beiden anderen 
gleichfalls nichtparlamentarischen, jedoch nicht­
richterlichen Juristen vom Präsidenten der Republik 
bestellt werden. Die parlamentarisch und die nicht­
parlamentarisch bestellten Mitglieder, die samt 
ebensoviel Stellvertretern jeweils auf 6 Jahre be­
rufen werden, halten sich also die Wage. Die 
Entscheidung liegt gegebenenfalls bei dem an das 
Vertrauen der Nationalversammlung gebundenen 
Justizminister und dem aus Wahlen beider Häuser 
des Parlaments („Nationalversammlung“ und „Rat 
der Republik“) hervorgegangenen Präsidenten. 
Denn der Gerichtsrat besdiließt mit Stimmenmehr­
heit; bei Stimmengleichheit aber entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. Der parlamentarische 
Einfluß auf dieses neue Organ ist also relativ stark, 
obwohl von seinen Mitgliedern allenfalls der Justiz­
minister Parlamentarier sein kann; auch vder Prä­
sident kann es nicht sein, denn zwischen dem Amt 
des Präsidenten und der Stellung als Abgeordneter 
besteht Inkompatibilität.

Die wichtigste Funktion des Oberen Gerichtsrätes 
besteht in dem Vorschlagsrecht für Richter (nicht 
auch für Staatsanwälte). Auf diesen Vorschlag hin 
vollzieht dann der Präsident die Ernennung. Die 
zweite wichtige Aufgabe des Rates ist die Sicherung 
der Disziplin der Gerichte nach Maßgabe der Ge­
setze, die Sicherung ihrer Unabhängigkeit und die 
Ausübung der verwaltungsmäßigen Dienstaufsicht 
über die Gerichtsbehörden. Drittens übt der Prä­
sident der Republik das Begnadigungsrecht „im 
Oberen Gerichtsraf“ aus. Amnestien erfolgen auch 
nach der neuen Verfassung in Gesetzesform, also 
allein auf parlamentarischem Wege.

Durch diese Vorschriften wurden die Lücken in 
dem überkommenen System der richterlichen Un­
abhängigkeit auf einheitliche Weise geschlossen.

5 1


